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Beilage 346/1984 zum kurzschriftlichen Bericht des o.ö. Landtages, XXII. Gesetzgebungsperiode

Bericht des Ausschusses
für volkswirtschaftliche Angelegenheiten

betreffend das Gesetz; mit dem das O.Ö.Jagdgesetz geändert wird
(O.Ö.Jagdgesetznovelle 1984)

(L-290/1-XXII)

I. Allgemeines

Das Jagdwesen in Oberösterreich ist derzeit geregelt
durch das O.Ö.Jagdgesetz vom 3.'April 1964, LGBI. Nr.
32 i. d. F. d. O.Ö.Jagdgesetznovelle 1970, LGBI. Nr. 39.
Im Laufe der letzten Jahre haben sich nun einzelne Be-
stimmungen als sachlich nicht m~hr gerechtfertigt bzw.
als unpraktikabel herausgestellt. s6 ergaben sich bei der
Verpachtung des Jagdrechtes in Jagdanschlüssen und in
Jagdeinschlüssen Unzukömmlichkeiten; es stehen bei
Eigenjagdgebieten der Bestellung von Jagdverwaltern,
die zwar eine langjährige Praxis und Erfahrung im Jagd-
betrieb nachweisen können, aber noch keine drei Jahres-
jagdkarten in Oberösterreich besitzen, gesetzliche Hinde-
rungsgründe entgegen. Die Bestimmung, daß Jagdkar-
tenwerber aus anderen Bundesländern zumindest
dreimal im Besitz einer Jagdkarte eines Bundeslandes
gewesen sein müssen, in dem für die erstmalige Ausstel-
lung einer Jagdkarte die Ablegung ,einer Jagdprüfung
erforderlich ist, um ohne neuerliche Jagdprüfung in Ober-
österreich die Jahresjagdkarte zu erhalten, soll nicht
mehr aufrecht erhalten werden. Die Regelungen über die
Verweigerung der Ausstellung der Jahresjagdkarte ha-
ben sich als zu starr erwiesen und sind zudem an die For-
mulierungen des Strafgesetzbuches anzupassen.
Schließlich hat sich auch die für die Wahl des Bezirksjä-
germeisters und des Vertreters der Bezirksgruppe im
Landesjagdausschuß vorgesehene Zweidrittelmehrheit in
der Praxis als nicht zielführend erwiesen und zu beträcht-
lichen Wahlverzögerungen bzw. mehreren Wahlvorgän-
gen geführt.

Durch die vorgesehenen Änderungen sollen die aufge-
zeigten Schwierigkeiten im Rahmen der GesetzesvolIzie-
hung beseitigt werden.

11. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen des
Entwurfes

Zu Art. I Z. 1:

In Gebieten, die als Jagdanschlüsse oder Jagdein-
schlüsse festgestellt wurden, ist das Jagdrecht an den
Eigentümer des angrenzenden Jagdgebietes zu ver-
pachten. Wenn mehrere Berechtigte in Betracht kom-
men, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde nach
jagdwirtschaftlichen Gesichtspunkten zu bestimmen,
welchem der angrenzenden Eigenjagdgebiete der
Jagdanschluß bzw. Jagdeinschluß zuzuweisen ist.

Für die Verpachtung ist ein angemessener Pachtschil-
ling zu entrichten. Als angemessen gilt ein Pachtschil-
ling dann, wenn er jenem entspricht, wie er im Durch-
schnitt für in der Nähe gelegene genossenschaftliche
Jagdgebiete entrichtet wird.

In vielen Fällen verpachten jedoch die Eigenjagdbe-
rechtigten, denen ein Jagdanschluß bzw. ein Jagdein-
schluß zugewiesen worden ist, ihr Eigenjagdgebiet
und somit den Jagdanschluß bzw. den Jagdeinschluß
um einen Pachtschilling, der wesentlich über jenem
liegt, wie er im Durchschnitt für in der Nähe gelegene
genossenschaftliche Jagdgebiete entrichtet wird. Es
ist daher nicht einzusehen, -daß die Jagdgenossen-
schaft den niedrigeren Pachtschilling erhält, während
der verpachtende Eigenjagdberechtigte einen Pacht-
schilling erlangt, der deutlich höher ist. In diesem Fall
soll daher die Jagdgenossenschaft den vollen vom
verpachtenden Eigenjagdberechtigten erzielten
Pachtschilling erhalten, sofern er den angemessenen
Pachtschilling (der für in der Nähe gelegene genos-
senschaftliche Jagdgebiete entrichtet wird), über-
steigt.

Zu Art. I Z. 2:

Gemäß § 20 Abs. 1 liL b des O.Ö.Jagdgesetzes darf
das Jagdrecht nur an eine physische eigenberechtigte
Person verpachtet werden, die in den der Verpach-
tung vorausgegangenen fünf Jahren wenigstens
durch drei Jahre im Besitz einer Jahresjagdkarte war.
Zufolge der Bestimmung des § 26 Abs. 3 des
O.Ö.Jagdgesetzes können auch als Jagdverwalter nur
solche physische Personen bestellt werden, die diese
Voraussetzung erfüllen.

Diese erstgenannte Bestimmung (Pächterfähigkeit)
findet auf Grund der d~rzeitigen Rechtslage auch im
Falle der Verpachtung oder der Verwaltung von Eigen-
jagdgebieten (§ 34 Abs. 5 letzter Satz) uneinge-
schränkt Anwendung. Wenngleich diese _Bestimmu'rig
im Fall der Verpachtung eines Eigenjagdgebietes
durchaus ihre Berechtigung besitzt, so führt sie im Fall
der Verwaltung doch zu ungerechtfertigten Härtefäl-
len. So müssen beispielsweise die Leiter von Forstver-
waltungen (etwa bei den Österreich ischen Bundesfor-
sten), die bereits eine langjährige jagdliche Praxis und
Erfahrung aus anderen Bundesländern nachweisen
können, im Fall ihrer Versetzung nach Oberösterreich
von der Verwaltung des Jagdrechtes ausgeschlossen
bleiben, da sie den dreimaligen Besitz der Jahresjagd-
karte für Oberösterreich in der Regel nicht nachwei-
sen können. Es scheint daher gerechtfertigt, im Falle
der Jagdverwaltung vom Erfordernis des dreimaligen
Besitzes der Jahresjagdkarte für Oberösterreich in-
nerhalb der vorangegangenen fünf Jahre Abstand zu
nehmen und eine Jagdverwaltung auch jenen Perso-
nen zu ermöglichen, die innerhalb der vorangegange-
nen fünf Jahre wenigstens im Besitz von drei Jahres-
jagdkarten aus einem anderen Bundesland waren.
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Dadurch kann die sachlich kaum mehr zu rechtferti-
gende Einschränkung der freien Dispositionsbefugnis
des Eigenjagdberechtigten in der Wahl seiner Jagd-
verwalter beseitigt werden. Daß diese Änderung auf
die Verwaltung von Eigenjagdgebieten zu beschrän-
ken und nicht auch auf genossenschaftliche Jagdge-
biete auszudehnen ist, liegt darin begründet, daß dem
Eigenjagdberechtigten die Einflußnahme auf die Tä-
tigkeit seines Verwalters unbenommen bleibt, wäh-
rend dem einzelnen Jagdgenossen, obwohl auch sei-
ne Interessen durch die Jagdverwaltung wesentlich
berührt werden können, diese Möglichkeit nicht zu-
kommt. Somit ist es sachlich gerechtfertigt, im Falle
der Verwaltung eines genossenschaftlichen Jagdge-
bietes ein höheres Maß an Kenntnis über den Jagdbe-
trieb in Oberösterreich vom Jagdverwalter zu fordern.

Zu Art. I Z. 3:

Zufolge § 38 Abs. 1 lit. b des O.ö. Jagdgesetzes stellt
der Nachweis der jagdlichen Eignung eine der Grund-
voraussetzungen für die Erlangung einer Jahresjagd-
karte dar. Bei erstmaliger Bewerbung um eine Jahres-
jagdkarte hat der Bewerber den Nachweis der jagdli-
chen Eignung durch Ablegung einer Prüfung vor einer
bei der Bezirksverwaltungsbehörde einzurichtenden
Prüfungskommission zu erbringen (Jagdprüfung).

Der Bewerber hat bei der Prüfung nachzuweisen, daß
er die zur Ausübung der Jagd unerläßlichen Kenntnis-
se und eine ausreichende Vertrautheit mit der Hand-
habung von Jagdwaffen besitzt. Der Nachweis der
jagdlichen Eignung gilt zufolge § 38 Abs. 4 des
O.Ö. Jagdgesetzes derzeit auch als erbracht, wenn
der Antragsteller wenigstens dreimal im Besitz einer
Jagdkarte eines Bundeslandes war, in dem für die
erstmalige Ausstellung einer Jagdkarte die Ablegung
einer Jagdprüfung erforderlich ist.

Nachd~m aber in allen Bundesländern die Ablegung
einer Jagdprüfung für die Erlangung der (Jahres)
Jagdkarten erforderlich ist und hiebei auch ~in annä-
hernd gleicher Wissensstand gefordert wird, erscheint
es gerechtfertigt, die Jahresjagdkarte in Oberöster-
reich auch solchen Bewerbern auszustellen, die die in
einem anderen Bundesland erforderliche Jagdprü-
fung mit Erfolg abgelegt haben.

Diese Regelung bedeutet nicht zuletzt für jene Ober-
österreicher eine Erleichterung, die - wiez. B. Stu-
dierende an Universitäten in anderen Bundeslän-
dern - in einem anderen Bundesland die Jagdprü-
fung erfolgreich abgelegt haben und nun nicht mehr
zumindest dreimal die Jahresjagdkarte eines anderen
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Bundeslandes lösen müssen, um schließlich eine Jah-
resjagdkarte für Oberösterreich erlangen zu können.

Zu Art. I Z. 4:

Nach der bisherigen Regelung haben die Behörden
bei Vorliegen bestimmter gerichtlicher Verurteilungen
und Bestrafungen wegen Verwaltungsübertretungen
die Jahresjagdkarte für eine bestimmte Dauer zu ent-
ziehen. Bei Verbrechen gegen die Sicherheit der Per-
son oder des Eigentums beträgt diese Dauer fünf
Jahre, bei sonstigen Verbrechen, Vergehen oder
Übertretungen drei Jahre und bei Bestrafung wegen
bestimmter Verwaltungsübertretungen zwei Jahre.
Diese Regelung hat sich als zu starr erwiesen, weil sie
keine Bedachtnahme auf die besonderen Umstände
jedes einzelnen Falles zuläßt und für nicht vergleich-
bare Handlungen, die zu Bestrafungen führen, die
gleiche Dauer für die die Jahresjagdkarte zu verwei-
gern ist, festlegt. Demgegenüber erweist sich die
neue Regelung als gerechter, weil sie den Behörden
die Möglichkeit bietet, auf die besonderen Umstände
eines jeden Falles einzugehen und eine jeweils ange-
messene Verweigerungsdauer bis zu einem bestimm-
ten Höchstausmaß auszusprechen.

Gleichzeitig werden die bisher verwendeten Formulie-
rungen jenen des Strafgesetzbuches angepaßt.

Zu Art. I Z. 5:

Die im § 85 Abs. 4 O.ö. Jagdgesetz für die Wahl des
Bezirksjägermeisters und des Vertreters der Bezirks-
gruppe im Landesjagdausschuß vorgesehene Zwei-
drittelmehrheit hat in letzter Zeit mehrmals zu erheb-
lichen Verzögerungen geführt. Da auch bei allen übri-
gen Organen des Landesjagdverbandes (wie etwa des
Landesjägermeisters oder des Vorstandes) als Wahl-
erfordernis nur die einfache Stimmenmehrheit vorge-
sehen ist und sich diese Regelung bewährt hat, soll
auch bei den beiden Mitgliedern des Bezirksaus-
schusses, nämlich dem Bezirksjägermeister sowie
dem Vertreter der Bezirksgruppe im Landesjagdaus-
schuß, vom Erfordernis der Zweidrittelmehrheit abge-
gangen und die einfache Stimmenmehrheit als ausrei-
chend angesehen werden.

Der Ausschuß für volkswirtschaftliche Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das beige-.
fügte Gesetz, mit dem das O.Ö. Jagdgesetz geändert
wird (O.Ö. Jagdgesetznovelle 1984), beschließen.

Linz, am 14. Juni 1984

Moser
Berichterstatter
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Gesetz

vom _

mit dem das O.Ö. Jagdgesetz geändert wird
(O.Ö. Jagdgesetznovelle 1984)

. Der o.Ö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das O.Ö. Jagdgesetz, LGBI. Nr. 32/1964, in der Fas-
sung der O.Ö.Jagdgesetznovelle 1970, LGBI. Nr. 39, wird
wie folgt geändert:

(
1. § 24 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Für die Verpachtung ist ein angemessener
Pachtschilling zu entrichten. Angemessen ist jener
Pachtschilling, der dem Pachtschilling entspricht, wie
er im Durchschnitt für in der Nähe gelegene genos-
senschaftliche Jagdgebiete entrichtet wird. Wenn der
Eigentümer des Eigenjagdgebietes, dem der Jagd-
anschluß bzw. der Jagdeinschluß zugewiesen wird,
das Jagdrecht verpachtet und dabei einen den ange-
messenen Pachtschilling übersteigenden höheren
Pachtschilling erzielt, so ist der höhere Pachtschilling
zu entrichten. Mangels eines Übereinkommens der
Beteiligten ist die Höhe des Pachtschillings durch die
Bezirksverwaltu ngsbehörde festzusetzen."

2. § 34 Abs. 5 hat zu lauten:

,,(5) Ein Eigenjagdrecht, das im Eigentum
a) einer juristischen Person,
b) einer Mehrheit von Personen oder
c) einer Person steht, die nicht die Voraussetzungen

für die Erlangung einer Jahresjagdkarte besitzt,
ist zu verpachten oder durch Bestellung eines vom Ei-
gentümer namhaft gemachten Jagdverwalters zu ver-
werten.
§ 26 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 4 sind anzuwerl'äe.n.
§ 20 Abs. 1 lit. bund Abs. 2 erster Satz sind für die Be-
stellung des Jagdverwalters mit der Maßgabe sinnge-
mäßanzuwenden, daß auch Personen bestellt werden
können, die in den der Verwaltung vorausgegangenen
fünf Jahren wenigstens durch drei Jahre im Besitz
einer Jahresjagdkarte eines anderen Bundeslandes
waren."

3. § 38 Abs. 4 hat zu lauten:

,,(4) Der Nachweis der jagdlichen Eignung gilt auch
als erbracht, wenn der Antragsteller in einem anderen
Bundesland die für die Ausstellung einer Jahresjagd-
karte erforderliche Jagdprüfung mit Erfolg abgelegt
hat. Die Ausbildung zu einem Beruf ersetzt die Prü-
fung, wenn im Zuge der Berufsausbildung die im letz-
ten Satz des Abs. 3 genannten Kenntnisse vermittelt
werden. Die Landesregierung hat durch Verordnung
zu bestimmen, auf welche Arten der Berufsausbildung
diese Voraussetzungen zutreffen."
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4. § 39 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Die Ausstellung der Jahresjagdkarte ist zu ver-
weigern:
a) Personen, die wegen geistiger oder körperlicher

Mängel unfähig sind, ein Jagdgewehr sicher zu
führen oder deren bisheriges Verhalten besorgen
läßt, daß sie die öffentliche Sicherheit gefährden
werden;

b) entmündigten Personen;
c) Personen vor Vollendung des 18. Lebensjahres

(Jugendlichen);
d) Personen, die wegen einer oder mehrerer mit

Vorsatz begangener gerichtlich strafbarer Hand-
lungen gegen die Sicherheit der Person oder des
Eigentums zu einer mehr als einjährigen Freiheits-
strafe verurteilt wurden, für die Dauer von höch-
stens sieben Jahren;

e) Personen, die wegen einer sonstigen gerichtlich
strafbaren Handlung verurteilt wurden, für die
Dauer von höchstens drei Jahren;

f) Personen, die wegen einer tierschutzrechtlichen (-.~\
Verwaltungsübertretung oder auf Grund des § 93
bestraft wurden, für die Dauer von höchstens zwei
Jahren nach Rechtskraft des zuletzt gefällten
Straferkenntnisses bzw. im Falle des § 93 Abs. 4
für die Dauer, für die auf Verlust der Fähigkeit,
eine Jagdkarte zu erlangen, erkannt wurde."

5. § 85 Abs. 4 hat zu lauten:

,,(4) Die Mitglieder des Bezirksjagdausschusses
sind vom Bezirksjägertag aus seiner Mitte mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen zu
wählen. Für den Fall der Verhinderung sind in gleicher
Weise für alle Mitglieder des Bezirksjagdausschusses
mit Ausnahme des Bezirksjägermeisters Ersatzmit-
glieder zu wählen."

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung im
Landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden Monats-
ersten in Kraft.


